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Verkündet 
am 8« Januar 1959

___ _ Justizobersekretär
als Urkundsbeamter der 

ffeschäftssteile

Im  K a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

*

e

der Pirma __
vertreten durc 
in

__Aff in  ____ __
m re n  V orstand Dr* Alex 

e i  Angelo
S t Ä ^ W T A lb e r t  Ha

bei Priedric
20/22 und Jacob S i A  in

tzender 

traße

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Rev is i  onsklägerin,

-  Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Prof* Br*

gegen

den Hausmakler Karl Heinz BflP in  
Straße

Kläger, Berufungskläger und 
Revis ionsbe klagten,

-  Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br«

hat der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 8* Januar 1959 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br. ffroßmann und der Bundesrichter 
Artl, Br* Borschel, Br* Mezger und Br. Messner
fü r Recht erkannt*

Die Revision gegen das Urteil des 
10* Zivilsenats des Hanseatischen Oberlan­
desgerichts zu Hamburg vom 18. März 1958 
wird auf Kosten der Beklagten zurückgewie-
sen*

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger schloß mit der Beklagten einen Mietver­
trag über einen Laden, dessen Räumung er im gegenwärtigen 
Hechtsstreit verlangt* Der Vertrag wurde von den Parteien 
- nach vorangegangenen Verhandlungen -  am 9* Juni und 24o 
Ju li 1953 unterzeichnet* Nach § 4 des Vertrages war die 
Beklagte verp flich te t, dem Kläger eine Mietvorauszahlung 
in Höhe von 40*000,— DM zu zahlen, deren Betrag später 
um 5*000,— DM erhöht ist«  Die Zahlung sollte, drei Tage nach 
Übergabe des Ladens, dessen Fertigstellung zunächst für 
den 15c September, später für den 1. Dezember 1953 vorge­
sehen war, und nach Eintragung einer Sicherungshypothek in  
Höhe der Mietvorauszahlung erfolgen* Der Kläger war nach 
dem Vertrage verpflichtet, diese Hypothek "an bereitester 
Stelle*1 eintragen zu lassen*

Die Parteien s tre iten  darüber, was unter "bereitester 
Stelle" zu verstehen ist*

Als der Vertrag abgeschlossen wurde, war der Kläger, 
der sich darin als Eigentümer des Grundstücks bezeichnet 
hat, noch nicht als solcher im Grundbuch eingetragen* Br 
hatte das Grundstück aber schon auf Grund notariellen Ver­
trages vom 27* April 1953 gekauft* Nach diesem mußte er die 
Grundstücksbelastungen in  Höhe von 92*000,— DM übernehmen, 
dem Verkäufer eine Hestkaufgeldhypothek in  Höhe von 
96*000,— DM bestellen und für ihn (zur Sicherung einer tiber -̂ 
nommenen Leibrente in Höhe von monatlich 1 *500,— DM) eine 
Reallast eintragen lassen* Es war ihm jedoch die Eintra­
gung von Hypotheken oder Grundschulden zu Gunsten von Bank­
institu ten  und Versicherungsunternehmen bis zur Höhe von 
400*000,— DM mit dem Hange vor dem Bestkaufgeld und der 
Reallast Vorbehalten* Die Auflassung war gleichzeitig mit 
der Beurkundung des Kaufvertrages erfolgt* Ins Grundbuch



eingetragen wurde der Kläger am 15* September 1955* 
Gleichzeitig wurden die Restkaufgeldhypothek und die Real- 
last eingetragen» Die Übernommenen Vorbelastungen in Höbe 
von 92*000«— DM wurden gelöscht. In Ausnutzung des Rang­
vorbehalts ließ der Kläger Bankhypotheken in  Höhe von 
365«000,— DM eintragen. Hinter diesen Bankhypotheken, dem 
Restkaufgeld.und der Reallast wurde für die Beklagte am
8* Dezember 1953 eine Sicherungshypothek in Höhe von

♦ \  *  * *

45*000,— DM eingetragen* Der laden wurde ih r Anfang De­
zember 1953 übergeben» Es i s t  s tre it ig , ob er rechtzeitig  
zum 1. Dezember 1953 fe rtig g es te llt worden i s t .

Mit Schreiben vom 8«. Dezember 1953 hat sich die Be­
klagte mit der Begründung geweigert, die Mietvorauszahlung 
zu leisten, der Kläger habe weder den laden am 1. Dezember 
1953 in fertigem Zustande zur Verfügung g e s te llt, noch se i
er seiner Verpflichtung, für sie eine Sicherangshypothek

♦

Man rangbereitester S te lle” eintragen zu lassen, nachge­
kommen, Darunter versteht die Beklagte eine Hypothek mit 
dem Range nur hinter den bei Abschluß des Mietvertrages be­
reits eingetragenen Belastungen, d.h* nach ih rer Auffas­
sung mit dem Range vor den Erwerbskosten des Klägers und 
auch vor den zur Finanzierung des Baues aufgenommenen Bank­
hypotheken *

Hach einer ergebnislosen Verhandlung am 9* Dezember 
1953 set2te der Kläger der Beklagten mit Schreiben vom 
10* Dezember 1953; zugegangen dem Anwalt der Beklagten um 
10 Uhr 45 Min*, eine F rist zur Zahlung der 45*000,— DM 
bis abends 18 Uhr mit dem Bemerken, daß er nach deren Ab­
lauf die Annahme der leistung ablehne. Die Beklagte zahlte 
nichtc Daraufhin erklärte der Kläger mit Schreiben vom 
11. Dezember 1953 ih r gegenüber den Rücktritt vom Vertrage 
und forderte sie auf, den laden bis zum 16* Dezember 1953 
zu räumen*
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Im Februar 1954 hat er Säumlings klage eingereicht* Br 
v e r t r i t t  die Auffassung, mit **an bereitester Stelle** könne 
h ier nach dem Wortlaut des Vertrages, nach den Vorverhand­
lungen und nach dem Verhalten der Beklagten bei und nach 
Vertragsabschluß nur eine Hypothek gemeint gewesen sein, 
wie er sie auf Grund seines Vertrages mit dem Voreigen- 
tümer und unter Berücksichtigung der Finanzierung des Baues 
durch auf Grund des Rangvorbehaltes einzutragende Bankhypo­
theken habe cur Verfügung ste llen  können.

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Beru­
fung des Klägers war zunächst erfolglos. Auf seine Revision 
i s t  jedoch das E rte il des Berufungsgerichts durch Urteil 
des erkennenden Senates vom 1?* November 1956 aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen worden* Bieses hat 
nunmehr die Beklagte zur Räumung v e ru rte ilt. Mit ih rer Re­
vision, deren Zurückweisung der Kläger beantragt, erstrebt 
die Beklagte Wiederherstellung des ersten Berufungsurteils, 
hilfsweise hat sie  den bereits im Berufungsverfahren gestell 
ten Antrag wiederholt, ih r noch eine angemessene läumüngs- 
f r i s t  zu gewähren*

S33liiBC)l63»Cl<UlllSS£X1tiXldO +
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Bas Berufungsgericht kommt bei seiner Vertragsauele- 
gung abschließend zu dem Ergebnis, auch die Beklagte habe ~ 
die Vertragsklausel **att bereitester S te lle” ebenso wie der 
Kläger so verstanden, daß sowohl die für die Aufbaufinan­
zierung erforderlichen Baugeldhypotheken als auch die Rechte 
des Voreigentümers (Leibrente und Restkaufgeld) ihrer 
Sicherungshypothek im Range Vorgehen sollten«
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Bas Berufungsgericht erwägt zunächst, im Regelfälle 
sei zwar unter "bereitester Stelle" die im Zeitpunkt der 
Vereinbarung bei Berücksichtigung der bisherigen Belastun­
gen und nach den gesetzlichen Vorschriften als nächste in 
Präge kommende Rangstelle zu verstehen, im Einzelfalle 
könne dieser Klausel aber unter Zugrundelegung des Ver­
tragsinhaltes und der offenbar gewordenen Umstände eine 
andere Bedeutung zukommen* Solche besonderen Umstände, 
die hier eine andere Auslegung geboten erscheinen lassen, 
s te l l t  es fest.

Es geht davon aus, die Hypothek habe erst im Zusammen- ; 
hange mit der Fälligkeit der Mietvorauszahlung, d*h* kurz 
nach Übergabe des Ladens, eingetragen werden sollen, und 
kommt zu dem Ergebnis, es sei im Vertrage gemeint, an "dann" 
(bei Eintragung) "bereitester S te lle”* Bas könne, so führt 
es aus, hier nur so verstanden werden, daß die inzwischen 
notwendig gewordenen und eingegangenen Baudarlehensver- 
pflichtungen, die erfahrungsgemäß nur mit dem besten Range 
hypothekarisch gesichert werden könnten,und daß weiter 
auch die grundbuchlich zu sichernden Rechte des Voreigen­
tümers der Sicherungsbypothek der Beklagten vorgingen* Auf ; 
Grund der Beweisaufnahme und des Verhaltens der Beklagten 
nach Vertragsabschluß, insbesondere unter Berücksichtigung 
des Schriftwechsels, s te l l t  es fe s t, auch diese habe die 
s tre itig e  Klausel in diesem Sinne verstehen müssen und auch 
tatsächlich so verstanden* Babel verwertet es, daß nach den 
Aussagen der Zeugen, insbesondere des Zeugen 
bei den Vorverhandlungen sowohl über die Finanzierung (mit . *
Bankgeldern) als auch über die Rechte des Voreigenttimers 
(Leibrente und Restkaufgeld) gesprochen worden sei* Es s te llt  
weiter ausdrücklich fe s t, dem Zeugen V tH N b  müsse von vom -* 
herein bewußt gewesen sein, die Beklagte habe eine Siche- 
rungshypothek nur nach erheblichen Vorbelastungen erlangen

4
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können, sowie, daß diese auch zu der Zeit, als die Ver­
handlungen über die Erhöhung der Mietvorauszahlung (um 
5*000*— DM) schwebten, damit gerechnet haben müßte, daß 
inzwischen (se it Vertragsabschluß) Belastungen im Grund­
buch (für die für den Aufbau in  Anspruch genommenen Bank­
kredite) eingetragen worden seien«» Es führt aus, das ge­
samte Verhalten der Beklagten vor und nach Vertragsabschluß 
sei nur verständlich, wenn sie  die Klausel "an bereitester 
Stelle" ebenso wie der Kläger verstanden habe, andernfalls 
würde sie sich durch vorherige Grundbucheinsicht und sonst 
um den Bang der Hypothek näher gekümmert haben«

I I .

Die Ausführungen des Berufungsgerichts, welche sich 
weitgehend auf tatsächlichem Gebiete bewegen und auch, 
weil sie die Auslegung eines Individualvertrages zum Gegen­
stand haben, einer Nachprüfung im Bevisionsrechtszuge nur 
beschränkt zugänglich sind, enthalten keinen Bechtsirrtum 
zum Nachteil der Beklagten. Sie halten auch gegenüber den 
auf § 286 ZPO gestützten Verfahrensrügen der Hevision einer 
Nachprüfung stand. Biese rügt zwar auch eine Verletzung der 
§§ 133? 157, 242, 320, 326 BGB« Ihre Ausführungen insoweit 
kommen aber weitgehend auf eine im Bevis ions verfahren nicht 
zulässige anderweite Würdigung des dem Berufungsgericht un­
terbreiteten  Sachverhaltes und eineebenfalls h ier nicht 
mögliche andere Auslegung eines Individualvertrages hinaus» .

1» Die Bevision rügt, abgesehen von. dem Schreiben der 
Beklagten vom 8« Oktober 1953 habe das Berufungsgericht zu 
keinem der Schreiben aus dem umfangreichen Schriftwechsel 
der Parteien Stellung genommen und erwähnt dabei die Schrei­
ben der.Beklagteu vom 20. August 1953, 16. Oktober 1953,
2 . xmd 12« November 1953*
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Pie Huge i s t  nicht begründet,» Es lieg t kein Anhalt 
dafür vor* daß das Berufungsgericht die erwähnten oder 
ein sonstiges 3chreibemübersehen und deshalb nicht ge­
würdigt haben könnte» Die angeführten Schreiben sind im 
Tatbestand des Berufungsurteils ausnahmslos aufgeführt? 
teilweise sogar (Schreiben vom 20« August und 12.' Novem­
ber 1955) wörtlich mitgeteilt» Bas Berufungsgericht hat 
in  seinen Entscheidungsgründen auch den gesamten Schrift­
wechsel der Parteien gewürdigt und ihm u«a« entnommen, 
daß darin die Sicherungshypothek und ih r Rang keine Erwäh­
nung gefunden haben«

2. Es i s t  auch nicht rich tig , daß das Berufungsgericht, 
wie die Revision rügt, aus dem Verhalten der Beklagten bei 
der Besprechung am 10« Oktober 1953 einen "Trugschluß" ge­
zogen hat» Es hat nicht a llein  aus der Tatsache, daß die 
Beklagte nunmehr Kenntnis davon gehabt habe, die Hypothek 
sei zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingetragen gewesen, 
gefolgert, für den Begriff "bereiteste S te lle" .se i erst 
die bei der künftigen Bezahlung bereiteste S telle maßgebend« 
Bas i s t  für das Berufungsgericht nur eines mehrerer Beweis­
anzeichen« Bie Revision i r r t  auch, wenn sie  meint, das Be­
rufungsgericht habe damit dem Kläger als Ifypothekenbestel- 
le r  das Recht zugebilligt, sein Grundstück "beliebig" zu 
belasten« Alsdann würde allerdings seine Verpflichtung, 
die Hypothek an bereitester Stelle zu bestellen, völlig 
entwertet sein und auch die Vereinbarung selbst jeden Sinn 
verloren haben« Bas hat das Berufungsgericht jedoch nicht 
verkannt« Baß die Baufinanzierungskosten in  jedem Palle 
im Range Vorgehen so llten , hatte bereits das erste Beru­
fungsurteil fe s tg es te llt, so daß der S tre it praktisch nur 
noch darum ging, ob auch die Erwerbskpsten des Klägers noch 
im Range Vorgehen durften« Bas Berufungsgericht hat jetftt

mm.
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beides bejahte Damit i s t  aber der Bang der Hechte, die 
vorgehen durften und vorgeben so llten , genau umgrenzt. 
Diese Begrenzung hat der Kläger eingehalten» Br i s t  
auch seiner Verpflichtung nachgekommen, die von ihm bei 
KaufabschluB übernommenen Vorbelastungen (in Höhe von 
92cOOO?--  DM) löschen zu lassen»

3« Der festgesto llte  Sachverhalt bot auch keinen An­
halt für die Annahme, der Kläger habe verpflichtet sein 
sollen, den Bang der für die Beklagte einzutragenden 
Sicherungshypothek durch einen Bangvorbehalt (Vormerkung) 
zu ihren Gunsten zu sichern« Nach seinem Vertrage mit 
dem Voreigentümer war ihm nur gesta tte t, Hypotheken und 
Grundschulden zu Gunsten von Bankinstituten oder Ver­
sicherungsunternehmen im Bange vor dem Bestkaufgeld und 
der Bea31ast eintragen zu lassen» Dafür war aber auch noch 
Voraussetzung, daß es sich um zur Finanzierung des Baues 
aufgenommene Belastungen handelte« Was diese Baugelder 
anbelangt, so hat das Berufungsgericht fe s tg es te llt, daß 
sie  nur mit dem besten Bange gesichert werden können» Bin 
Bang vor ihnen kam damit für die Sicherungshypothek nicht 
in  Betracht» Hinsichtlich der Belastungen für den Voreigen­
tümer (Restkaufgeld und Leibrente ~ Reallast) i s t  festge­
s te l l t ,  daß die Beklagte auch diese als vergehend in Kauf 
genommen hat»

4. Danach i s t  das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum 
davon ausgegangen, daß der Kläger nicht verpflichtet war, 
der Beklagten einen Bang vor den Belastungen für den frü­
heren Grundstückseigentümer und den Bauhypotheken "offen- 
zuhalten", was nach Lage der Sache in der fa t unmöglich 
gewesen wäre« *

*
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Dafür i s t  auch clem Schreiben der Beklagten vom 8» Ok­
tober 1953 nichts zu ihren Grünsten zu entnehmen, wie die 
Revision meint, Ihre Rüge, es könne doch, wenn sie in die­
sem Schreiben zur Erleichterung der Finanzierung schon 
ihre Mietvorauszahlung (um 5*000,— DM) erhöht habe, nioht 
auch noch angenommen werden, sie habe außerdem in  eine 
weitere Verschlechterung ihres Ranges im Grundbuch einge­
w illig t, geht ins Leere* Diese Folgerung hat das Beru­
fungsgericht aus dem genannten Schriftstück nicht gezogen» 
Es hat es nur dahin gewertet, die Beklagte se i sich Uber 
die Erfordernisse einer Baufinanzierung (gemeint durch Auf­
nahme von Fremdgeldern) im klaren gewesen, und hat die Tat­
sache, daß weder in  diesem noch in anderen Schreiben der 
Rang der Sicherungshypothek erwähnt i s t ,  als ein Beweisan­
zeichen dafür angesehen, die Beklagte se i sich bewußt ge­
wesen, Baufinanzierungshypotheken gingen ih rer Sicherungs­
hypothek vor. Diese “Würdigung lag im Rahmen seines ta t ­
richterlichen Ermessens, Eine weitere Verschlechterung des 
Ranges der Sicherungshypothek der Beklagten kam nicht in 
Betracht| denn es blieb dabei, daß ih r außer den dinglich
zu sichernden Erwerbskosten -  mit Ausnahme der vom Kläger 
übernommenen, aber zu löschenden und auch gelöschten Vorbe­
lastungen -  nur Baugeldhypotheken vergehen sollten«. {

5* Auch die Rüge der Revision, das Berufungsgericht 
habe bei seiner Auslegung, der Sicherungshypothek so llten  
nach dem Willen der Parteien nicht nur die Belastungen für 
die Aufbaufinanzierung, sondern auch die Erwerbskosten Vor­
gehen, sonst nicht a lle  Umstände gewürdigt, g re ift nicht 
durch»

a) Davon, daß sich der Kläger im Mietvertrag schon als 
Eigentümer bezeichnet hat, obwohl er noch nioht als solcher 
im Grundbuch eingetragen war, geht das Berufungsgericht aus*
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Der festgeste llte  Sachverhalt ergibt aber auch, daß die 
Beklagte im taufe des Augusts 1953 von der Wichteintra­
gung des Klägers Kenntnis erhalten hat, sowie daß dieser 
-  genau den Bedingungen seines Vertrages mit seinem Hechts­
vorgänger entsprechend -  am 15- September 1953 im Grund­
buch eingetragen worden i s t .  Daraus, daß der Kläger zu­
nächst nicht eingetragen war, hat die Beklagte jedenfalls 
damals keine weiteren Folgerungen gezogen« Es i s t  auch 
nicht erkennbar, daß sie durch die verspätete Eintragung 
irgendwie schlechter g es te llt i s t  und inwiefern diese Tat­
sache sonst vom Berufungsgericht gegen den Kläger hätte 
gewertet werden sollen; denn das Berufungsgericht hat fes t­
g e s te llt, der Zeuge 3er für die Beklagte die Ver­
handlungen geführt hat, se i schon vor Abschluß des Vertra­
ges über die Hechte des Voreigentümers (Beallast und Best­
kaufgeld) unterrichtet worden«

b) Es lieg t auch nichts dafür vor, daß das Berufungs­
gericht bei seiner Würdigung des Sachverhaltes und bei der 
Auslegung der s tre itigen  Vertragsklausel übersehen und des­
halb unberücksichtigt gelassen haben könnte, daß es sich um 
ein Trümmergrundstück gehandelt hat« Ein.Erfahrungssatz, 
bei solchen Grundstücken könnten hohe Vorbelastungen und 
ein hoher Bestkaufpreis nicht in  Betracht kommen, besteht 
nicht« Daß Trttmmergrundstücke in guter Geschäftslage in  
Großstädten als Bauplätze einen hohen Wert haben, i s t  dem 
Senat bekannt- Auch hier hat es sich - nach den Festste l­
lungen dos Berufungsgerichts -  um ein wertvolles Grundstüok 
gehandelt»

c) Es lieg t auch kein Anhalt dafür vor, inwiefern der
Zeuge seiner Annahme, beim Kläger handele es
sich um einen soliden Geschäftsmann« im Bahmen des hi er
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getroffenen MietvorausZahlungsabkommens getäuscht worden 
ist» Wach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat 
die Beklegte das erhalten, was sie nach dem Vertrag erhal­
ten sollte, nämlich ein ladenlokal und eine Sicherungshy­
pothek nach den Brwerbskosten des Klägers und nach den 
zur Finanzierung erforderlichen Bankhypotheken* Wie be­
re its  an anderer Stelle hervorgehoben, i s t  der Kläger 
insbesondere seiner Zusage', die Vorbelastungen in Höhe 
von 92*000,— DM löschen zu lassen, nachgekoramen* Der Bau 
hat sich zwar um etwas Uber 2 1/2 Monate verzögert (vom 
15* September bis Anfang Dezember 1953)« Das i s t  aber 
nichts Außergewöhnliches; auch haben sich die Parteien 
darüber verständigt» Daß da3 Grundstück vorübergehend un­
ter Zwangsverwaltung gestanden hat, kann die Beklagte dem 
Kläger nicht zum Vorwurf machen$ denn ihm haben immerhin 
die ihm von ihr zugesagten 45*000,— DM Mietvorauszahlung, 
mit denen er fest gerechnet hatte, gefehlt*

Sc Es is t auch nicht ersichtlich , weshalb es, wie die 
Revision meint, "unlogisch” sein so ll, die Vertragsklausel 
"bereiteste Stelle" hier dahin zu verstehen, hinter den 
erforderlichen Bankbaugeldhypotheken und hinter den der 
Beklagten vor Vertragsabschluß bekanntgegebenen Rechten 
des Voreigentümers» Damit, daß sich dieser damit' einver­
standen erklären würde, - außer Baufinanzierungshypotheken 
auch noch Sicherungshypotheken für Mietvorauszahlungen den 
Vorrang einzuräumen, kann kein Mieter rechnen» Das gleiche 
g ilt  für Banken und Versicherungsgesellschaften, die Bau­
gelder gewähren, weil solche Gelder, wie das Berufungsge­
richt feststellt, erfahrungsgemäß nur mit dem besten Rang 
hypothekarisch gesichert werden»
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7o Ebensowenig i s t  der Vorwurf begründet, das Be­
rufungsgericht habe die Möglichkeit, ein Ruinengrund­
stück ohne Kaufgeldhypothek und ohne Reallast durch Bar­
zahlung zu kaufen, und eine Vertragspflicht zur Bestel­
lung einer Hypothek an bere itester S telle durch einen Rang­
vorbehalt zu sichern, fear nicht gesehen®

Es s te l l t  fe s t, der Zeuge XjflHHPhabe von den Rech­
ten des Voreigentümers vor Vertragsabschluß Kenntnis er­
halten. Damit war ihm bekannt, daß der Kläger das Gruhd- 
stüclc gerade nicht bar bezahlt hatte® Im übrigen geht das 
Berufungsgericht erkennbar davon aus, daß die Eintragung 
eines Rangvorbehaltes fü r die Sicherungs hypothek der Be­
klagten nicht Vertragsinhalt geworden i s t .  Dadurch wäre 
es dem Kläger nach den Reststellungen des Berufungsgerichts 
unmöglich gemacht, von Banken oder Versicherungen Baugel­
der zu bekommen, weil diese die ersten Stellen beanspruch­
ten®

Ob eine andere Auslegung geboten gewesen sein könnte, 
wenn die Beklagte die Mietvorauszahlung schon vor der Fer­
tigstellung des Badens hätte le isten  müssen, wie es in  
vielen Fällen vereinbart wird, eine Vereinbarung, die dem 
Mieter ein erhebliches Risiko aufbürdet, kann dahingestellt 
bleiben; denn die Beklagte war erst drei Tage nach Über­
gabe des Ladens zur Zahlung verpflichtet, so daß sie  auf 
jeden F all, wie der Senat in.seinem früheren U rteil vom 
13. November 1956 auf Seite 18 ausgeführt hat, weitgehend 
gesichert, allerdings nicht ohne jedes Interesse an einer 
weiteren Sicherung durch die Hypothek war.
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IIIo
War aber die Klausel ‘»bereiteste S te lle“ ia  § 4 

des Mietvertrages so auszulegen, wie sie das Berufungs­
gericht ausgelegt hat, dann i s t  die Beklagte nach seinen 
weiteren Feststellungen auch mit der Zahlung der verein­
barten Mietvorauszahlung in Verzug gekommen; denn die für 
sie eingetragene Sicherungshypothek hatte unstreitig  den 
danach in Betracht kommenden Bang, auch liegen sonstige 
Grunde, die ihren Verzug ausschließen könnten* nicht vor*

1. Zur Frage, ob der Beklagten etwa wegen nicht recht­
zeitiger Fertigstellung des Ladens zum 1- Dezember 1953
ein Leistungsverweigerungsrecht hätte zugebilligt werden 
können, hat das Berufungsgericht ausgeführt, insoweit komme 
es lediglich auf den Zustand der Bäume am 9«/lO« Dezember 
1953 an. Zu dieser Zeit wären aber auch dann, wen.n man ihren 
Vortrag über den Stand der Arbeiten nach dem 1« Dezember 1953 
als richtig  un terstelle , nur noch Geringfügigkeiten zu ergän­
zen gewesen. Diese schlössen ein Leistungsverweigerungsrecht 
nach § 320 Abs. 2 BGB aus, zumal die Beklagte den Laden 
auch noch habe einrichten müssen. Dabei hebt das Berufungs­
gericht ausdrücklich hervor, es sei nicht ersichtlich , 
daß sich die Geschäftseröffnung etwa infolge der nicht 
rechtzeitigen gänzlichen Fertigstellung verzögert habe*

Diese weitgehend auf tatsächlichem Gebiete liegenden 
Ausführungen enthalten keinen Hechtsirrbum zum Nachteil 
der Beklagten. Die Bevision hat insoweit auch Angriffe im 
einzelnen nicht erhoben»

2o a) Das Berufungsgericht führt aus, ein nach § 285 
BGB den Verzug der Beklagten ausschließender Umstand könne 
nicht festg este llt werden, und zwar weder hinsichtlich der



Präge der nicht rechtsseitigen Fertige fcellung der Bäume 
als auch in  der Frage des richtigen Ranges der Siche- 
rungshypothek« Dazu leg t es dar, seiner Oberzeugung nach 
habe ein Rechtsirrtum überhaupt nicht Vorgelegen; im 
übrigen befreie ein solcher Irrtum aber auch nur dann vor 
den Verzugs folgen, wenn der Schuldner oi$ie Fahrlässigkeit 
mit einer abweichenden Beurteilung durch die Gerichte nicht 
habe zu rechnen brauchen« Mit einer anderen Beurteilung 
beider Streitpunkte habe hier die Beklagte aber in jedem 
Falle rechnen müssen«

b) Auch diese Ausführungen enthalten keinen Rechts­
irrtum zum Nachteil der Beklagten« Es kam hier wesentlich 
auf eine Auslegung und Würdigung der Parteivereinbarungen 
und des Parteiverhaltens an« Es war das Risiko der Beklag­
ten, wenn sie ihre Auslegung als die a lle in  mögliche an­
gesehen hat«

Der Revision i s t  auch nicht darin zu folgen, ein Ver­
schulden der Beklagten sei schon deshalb auszuschlieBen, 
weil sowohl das Landgericht als * auch das erste Berufungs­
u r te il  ihren rechtlichen Standpunkt hinsichtlich des Be­
g riffs  «bereiteste Stelle« g e te ilt hätten« Wie vom Beru­
fungsgericht zutreffend angenommen i s t ,  handelt es sich 
nicht um die Beurteilung einer reinen Rechtsfrage, bei de­
ren Beurteilung der Beklagten ein unverschuldeter Rechts­
irrtum (vgl* BGH Ort« v« 9« Februar 1951 -  I  ZR 55/50 - ,
LM BGB § 28-5 Nr» 1) unterlaufen sein könnteBas erste Be­
rufungsurteil i s t  aufgehoben, weil das Berufungsgericht im 
Rahmen des Vorbringens der Parteien nicht alle Möglichkei­
ten erschöpft habe, um klarzusteilen, ob die beiderseiti­
gen rechtsgeschäftlichen Erklärungen unter Berücksichti­
gung dos sonstigen Verhaltens der Parteien vor, bei und
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nach Vertragsabschluß dahin ausgelegt werden müßten, daß 
- außer den Baugeldhypotheken -  auch die Erwerbskosten 
de3 Klägers der Sicherungshypothek; der Beklagten noch im 
Range vorgehen so llten . nachdem das Berufungsgericht auf 
Grund der erneuten Verhandlung zu der Feststellung gekom­
men istv auch die Beklagte habe die Vertragsklausel Man 
oereitester Stelle*1 früher ebenso wie der Kläger verstan­
den, kann die Beklagte nicht geltend machen, sie habe nach 
ihrem Einzüge ohne Verschulden einen anderen Standpunkt 
eingenommen«. Bonn das Ergebnis des* zweiten Berufungsurteils 
beruht überwiegend nicht auf Gesichtspunkten, die es außer­
halb der Vertrags Verhandlungen der Parteien herangezogen 
hat, sondern entscheidend auf der Würdigung von Umständen, 
die im Kenntnisbereich der Parteien selbst zur Zeit des 
VertragsSchlusses lagen*

3. Wicht rech tsirrig  sind auch die Ausführungen des 
Berufungsgerichts, das Schreiben des Anwaltes des Klägers 
habe auf jeden Fall eine angemessene F ris t zur Wachholung 
der Leistung der Mietvorauszahlung in Lauf gesetzt. Bazu 
leg t es dar, es liege nichts dafür vor, daß der Kläger die 
gesetzte F rist absichtlich so kurz bemessen habe, um auf 
jeden Fall einen Rucktrittsgrund herbeizuführen, und geht 
davon aus, die angemessene F rist sei unter allen Umständen 
im Augenblick der Zustellung der Klagschrift (am 1. März 
1954), die es als RUcktrittserklärung würdigt, abgelaufen 
gewesen«

Auch insoweit hat die Revision Angriffe im einzelnen 
nicht erhoben«
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IV o

Darauf; ob der Kläger sein Räumungsbegehren auf 
sonstige Rechtsgriinde stützen könnte, kommt es nicht mehr 
a», weil, wie der Senat im einzelnen in seinem früheren 
Revisionsurteil ausgeführt hat, der Rücktritt des Klä­
gers vom Mietvertrag bei Verzug der Beklagten mit der 
Leistung der hier vereinbarten "Mietvorauszahlung” ge­
rech tfertig t ist* Verzug insoweit hat das Berufungsgericht 
aber wie zu II  und I I I  dargelegt i s t ,  ebenso rechtsIrrtums- 
f re i  wie den Ablauf einer angemessenen Nachfrist festge­
s te l l t ,  Die Beklagte muB deshalb den Laden an den Kläger 
herausgeben, weil der Mietvertrag durch den Rücktritt des 
Klägers aufgelöst ist«

V.

Die Revision der Beklagten i s t  hiernach mit Kosten­
folge aus § 97 2P0 zurückzuweisen.

Es besteht kein Anlaß, dem bereits im Berufungsver- 
fahren gestellten  und im Revisionsrechtszuge wiederholten 
Anträge der Beklagten, ih r  eine Räumungsfrist zu gewähren,
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stattzugeben, weil die Beklagte se it langem mit dem 
RechtskräfGigwerden ihrer Verurteilung zur Räumung rech­
nen mußte und sich darauf hätte vorbereiten können*

Br« Großmann
Br* Mezger

Artl Br* Borschel
Br. Messner

•<»*
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